Hermann Schultes zu Lebensmittelspekulationen, Subventionen, Staatsschulden und ÖBB

"Die Preise steigen, die Bauern sind schuld. Außerdem ist bei den Subventionen soviel zu holen, um die Schuldenlöcher des Staates zu stopfen." - So billig und so ungerecht hat die Debatte in den Medien begonnen. Verlaufen ist sie anders als vor zwei Jahren. Internationale Studien belegen, dass der Faktor der Spekulation auf Lebensmittel wesentlicher Preistreiber ist und dass bei den Bauern noch immer zuwenig ankommt.
Auch der Biotreibstoffproduktion kann nicht das Bummerl angehängt werden, weil sie ein kontinuierlicher und berechenbarer Einkäufer am Markt ist und zur kontinuierlichen weltweiten Produktionsverbesserung beiträgt. Sogar die Bäcker betonen mittlerweile, dass sie ihre berechtigten Preiswünsche an den Handel nicht mit einer Getreidepreisveränderung argumentieren lassen, weil es auch nach der letzten Getreidepreissenkung wegen wichtigerer Kostensteigerungen zu einer Brotpreiserhöhung kommen sollte. Der Getreidepreis hat so oder so für die Gesamtkosten eines normalen Bäckers nur wenig Auswirkungen. 
 
Trotzdem will die SPÖ mit Staatssekretär Schieder Ausgleichszahlungen kürzen. 
Wir wissen: Normale Landwirtschaft in Österreich kann weder im Familienbetrieb noch im 2000 Hektar Großgrundbesitz ohne Ausgleichszahlungen nachhaltig produzieren. Bodenschonung, Humuswirtschaft, Grundwasser und Landschaft sind mit Marktpreisen nicht über mehrere Jahre möglich. Ausgleichszahlungen sind die nötige Ergänzung. Wir werden dafür genau kontrolliert, können jeden Euro belegen und brauchen uns nichts vorhalten zu lassen. 
 
Herr Schieder sollte vor der eigenen Türe kehren. Der aktuelle Rechnungshofbericht zeigt, was zweierlei Maß bedeutet. Dort wo die SPÖ die Verkehrsminister stellt, gelten andere Spielregeln als bei uns in der Landwirtschaft. Es genügt, aus der Zeitung "Der Standard" zu zitieren: "Der Vorwurf in einem aktuellen Prüfbericht (des Rechnungshofes): 2008 und 2009 kam es zu einem deutlichen Anstieg bei den Zuschüssen des Bundes für den Schienen-Personenverkehr. Insgesamt gab der Staat 2009 rund 591 Millionen Euro aus, um Leistungen zu fördern, die im öffentlichen Interesse liegen, die aber nicht über Tariferlöse gedeckt werden können. Der Großteil, nämlich 347 Millionen Euro, entfällt auf die verbilligten Tickets. Diese Summe werde aber ausbezahlt, ohne auch nur eine Schätzung über die Zahl der zurechenbaren Tickets zu haben, kritisiert der Rechnungshof. Mangelnde Transparenz und fehlendes Controlling werden generell als Problem gesehen. Das Ministerium unterzog die von den Bahnen vorgelegten Abrechnungen in der Regel keiner inhaltlichen Kontrolle und anerkannte Abrechnungen ohne Leistungsnachweis, heißt es. Weiters gebe es keine Vorgaben für zu befahrende Strecken, Zeiten, Zugfrequenzen oder Pünktlichkeit. Die EU-Transparenzerfordernisse seien noch nicht umgesetzt. Daher könne auch nicht ausgeschlossen werden, dass der Bund zu viel Geld ausbezahle." 
 
Was lernen wir daraus? Wenn der SPÖ für die Bundesbahnskandale die Argumente ausgehen, drischt sie auf die Bauern hin. Wenn der Preis nicht passt und die Leistung trotzdem notwendig ist, sind Ausgleichszahlungen bei den Bundesbahnen genauso notwendig, wie bei uns Bauern. Wir brauchen sie, weil Lebensmittelpreise nicht die wahren Produktionskosten abdecken dürfen. Die Angriffe auf die Bauern sind daher ungerecht und peinlich und sollen nur vom Finanzdebakel in der ÖBB ablenken. 
 Kontrollen wie bei den Bauern sind wohl auch der ÖBB zumutbar. Solange das nicht der Fall ist, ist der ständige Vergleich von ÖBB und Landwirtschaft einfach unfair. Alle Zuschüsse an die ÖBB sind in die Transparenzdatenbank aufzunehmen. Von der ÖBB wird Zustimmung signalisiert, man will aber nicht akzeptieren, dass ein permanenter "Verunsicherungs- und Vernaderungsdialog" betrieben werde. 
 
Als Kammerpräsident erinnere ich Herrn Staatssekretär Schieder und die üblichen Agrarkritiker: Wir sind schon in der Transparenzdatenbank und akzeptieren auch keine Verunsicherung und Vernaderung und wir sind gewohnt vor der eigenen Tür zu kehren. Falls er einen Besen braucht, werden wir ihm einen zukommen lassen. 
 
Liebe Leserin, lieber Leser, falls sie einen Besen übrig haben, legen sie ihn auf die Seite, vielleicht kann er noch einmal nützlich sein. Bis auf weiteres lassen wir uns nicht verunsichern, das wünsche ich auch Ihnen recht herzlich.
